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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Ersten Gesetzes zur Förderung des Kapitalmarkts 

- Nr. 4056 der Drucksachen - 

mit den Bcsdilüssen des Ausschusses für Finanz- und Steuerfragen 

(11. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung 
des Ersten Gesetzes zur Förderung 
des Kapitalmarkts 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Im § 9 des Gewerbesteuergesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 30. April 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 270) wird die fol- 
gende Ziffer angefügt: 

„6. die Zinsen aus den in § 43 Abs. 1 
Ziff. 3 bis 5 des Einkommensteuer- 
gesetzes bezelchneten festverzinslichen 
Wertpapieren, bei denen die Ein- 
kommensteuer durch Abzug vom 
Kapitalertrag (Kapitalertragsteuer) 
erhoben worden ist.“ 

Artikel 2 

Im § 7 Abs. 2 des Gesetzes zur Erhebung 
einer Abgabe „Notopfer Berlin“ in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 10. März 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 131) in der Fassung des 
Ersten Gesetzes zur Vereinfachung des Ein- 
kommensteuergesetzes vom 10. Dezember 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 789) wird der fol- 
gende Satz angefügt: 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung 
des Ersten Gesetzes zur Förderung 
des Kapitalmarkts 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

unverändert 


Artikel 2 

Im § 7 Abs. 2 des Gesetzes zur Erhebung 
einer Abgabe „Notopfer Berlin“ in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 10. März 1952 
(Bundesgesetzbl. IS. 131) in der Fassung 

des Ersten Gesetzes zur Vereinfachung 
des Einkommensteuergesetzes vom 
10. Dezember 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 789) und 

des Gesetzes zur Verlängerung der Gel- 
tungsdauer und zur Änderung des Ge- 
setzes zur Erhebung einer Abgabe „Not- 
opfer Berlin“ vom (Bundes- 

gesetzbl. IS....) 
wird der folgende Satz angefügt: 
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Entwurf 

„Die Zinsen aus den in § 43 Abs. 1 
Ziff. 3 bis 5 des Einkommensteuergeset- 
zes bezeichnet en festverzinslichen Wert- 
papieren, bei denen die Einkommen- 
steuer durch Abzug vom Kapitalertrag 
(Kapitalertragsteuer) erhoben worden 
ist, bleiben bei der Ermittlung des Ein- 
kommens im Sinn des Satzes 2 außer 
Ansatz.“ 

Artikel 3 

Die Vorschriften der Artikel 1 und 2 sind 
erstmals auf Zinsen anzuwenden, die nach 
dem 31. Dezember 1952 fällig werden. 

Artikel 4 

Die Vorschrift des Artikels 1 
gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 des Ge- 
setzes über die Stellung des Lan- 
des Berlin im Finanzsystem des 
Bundes (Drittes Überleitungsgesetz) vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin, 

Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

„Die Zinsen aus den in § 43 Abs. 1 
Ziff. 3 bis 5 des Einkommensteuergeset- 
zes bezeichneten festverzinslichen Wert- 
papieren, bei denen die Einkommen- 
steuer durch Abzug vom Kapitalertrag 
(Kapitalertragsteuer) erhoben worden 
ist, bleiben bei der Ermittlung des Ein- 
kommens im Sinn des Satzes 2 außer 
Ansatz.“ 

Artikel 3 
unverändert 


Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 


Artikel 5 
unverändert 
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